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Unterlage zur Sitzung im 

öffentlichen Teil 
 
 

Gremium  am TOP 
Bezirksvertretung 6 (Chorweiler) 21.08.2008  
 
Anlass: 

 Mitteilung der Verwaltung     
      

 Beantwortung von Anfra-
gen 
aus früheren Sitzungen  

 Beantwortung einer Anfrage 
nach § 4 der Geschäftsord-
nung 

Stellungnahme zu einem
Antrag nach § 3 der Ge-
schäftsordnung 

 
 
 
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen "Menschen ohne Papiere" vom 14.01.2008 
 
 
 
In der Anfrage wurde auf die Studie „Menschen ohne Papiere in Köln“ Bezug genommen. In der 
Studie wird ausgeführt, dass in NRW für die Kinder von Eltern ohne gültigen Aufenthaltsstatus 
Schulpflicht besteht. Durch die Wahrnehmung der Schulpflicht könnte für diese Kinder eine gewis-
se Normalität abseits der allgemeinen Unsicherheit ihrer Lebensverhältnisse eintreten und das 
Menschenrecht auf Bildung eingelöst werden.  
 
Zur Sitzung der BV wurde mitgeteilt, dass die Anfrage erst zu einem späteren Zeitpunkt beantwor-
tet werden kann. Eine abschließende Beantwortung zum Schulbesuch ist nun möglich. Die Frage 3 
bezieht sich auf Kindertagesstätten und wird gesondert beantwortet. 
 
 
Frage 1: Was hat die Verwaltung bislang unternommen, um die Erfüllung der allgemeinen Schul-
pflicht für die o.g. Bevölkerungsgruppe zu gewährleisten?  
 
 
Frage 2: Sind die Schulleiter/Schulleiterinnen im Bezirk insbesondere darüber informiert worden, 
dass sie bei der Aufnahme von Kindern, die Eltern ohne Papiere haben, keine Übermittlungspflicht 
unterliegen und das es in Nordrhein Westfalen keine rechtlichen Grundlagen zur verpflichtenden 
Vorlage einer Meldebescheinigung oder zur Erfragung des Aufenthaltstatus bei der Schulanmel-
dung eines Kindes gibt?  
 
Antworten: 
 
Die gestellten Fragen fallen in die inneren Schulangelegenheiten. Die Verwaltung hat daher die 
Schulaufsicht um eine Beantwortung gebeten. Die Bezirksregierung hat zu den aufgeworfenen 
Fragen ein Rundschreiben vom Juni 2008 verfasst und dem Rundschreiben einen Erlass des Mi-
nisteriums für Schule und Weiterbildung vom 27.03.2008 nebst Bezugsschreiben vom 19.06.2007 
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beigefügt. Aus den Schreiben ist die Auffassung der Schulaufsicht zu entnehmen. 
 
Die Schreiben sind zwischenzeitlich allen Schulen in Köln übermittelt worden. 
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Bezirksregierung Köln, 50606 Köln 
Datum: . Juni 2008 
Bezirksregierung Köln 
 
Elektronische Post 
An alle 
 
Schulämter 
 
Förderschulen, die der Aufsicht der 
oberen Schulaufsichtsbehörde unterliegen, 
 
Gymnasien 
 
Gesamtschulen 
 
Realschulen 
 
Berufskollegs 
 
Weiterbildungskollegs 
 
im Regierungsbezirk Köln 
 
Mitteilungspflichten in Bezug auf Schülerinnen und Schüler, die 
sich illegal in Nordrhein-Westfalen aufhalten 
 
Anlagen: Erlass des Ministeriums für Schule und Weiterbildung vom 
27.03.2008 - 222.2.02.02.02 Nr. 60733/07 
 
 
Als Information zu den in den letzten Monaten an mich heran getragenen 

Fragen zu Mitteilungspflichten der Schulen gemäß § 87 Abs. 2 des 

Aufenthaltsgesetzes gebe ich Ihnen den anliegenden Erlass des Schulministeriums 

zur Kenntnis. 

 

Im Aufenthaltsgesetz ist grundsätzlich geregelt, dass öffentliche Stellen 

unverzüglich das Ausländeramt zu unterrichten haben, wenn sie vom 

illegalen Aufenthalt einzelner Ausländer Kenntnis erlangen; ein Verstoß 
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Datum: . Juni 2008 
Seite 2 von 2 
Bezirksregierung Köln 
 
gegen diese Mitteilungspflicht wäre als Beihilfe zum illegalen Aufenthalt 

strafbar. 

 

Aus den Ausführungsbestimmungen zu dieser Vorschrift geht aber hervor, 

dass von dieser Mitteilungspflicht Umstände ausgenommen sind, 

die die „öffentliche Stelle“ (also die Schule) lediglich bei Gelegenheit 

ihrer Aufgabenerfüllung, also beispielsweise im Unterrichtsgespräch erfährt. 

 

Da daneben aus datenschutzrechtlichen Gründen eine direkte Erhebung 

von Daten zum Aufenthaltsstatus nicht zulässig ist, sind also keine Fälle 

denkbar, in denen die Schule „in Erfüllung ihrer Aufgaben“ solche Umstände 

erfahren könnte und deshalb zur Mitteilung an die Ausländerbehörde 

verpflichtet wäre. 

 

Die Schulämter bitte ich, die Schulen entsprechend zu informieren, über 

die sie in ihrem Gebiet die Schulaufsicht wahrnehmen. 

 

Im Auftrag 

gez. 

(Bergkemper-Marks) 
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